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Aktionsbündnis: Die Deutsche Bahn mit Stuttgart 21 nicht an die Wand fahren

Zukunftsfähig ist nur der Umstieg
Anlässlich der Generaldebatte im Deutschen Bundestag am 7. September und der tags zuvor 
beginnenden Sitzung des Bahn-Aufsichtsrates nehmen die Kritiker des Bahnprojekts “Stuttgart 21” 
Bundeskanzlerin Angela Merkel beim Wort: Vor Jahren hatte sie die „zukunftsfähige Bahn“ zur 
Richtschnur des Handelns und S21 zu einem vorrangigen Großprojekt erklärt. 

Dabei sei sie allerdings, so das Aktionsbündnis gegen Stuttgart 21, “einer fatalen Fehlinformation 
aufgesessen”. Denn die um 25 Minuten kürzere Fahrzeit der Bahn zwischen Ulm und Stuttgart 
werde allein wegen der Neubaustrecke Wendlingen-Ulm, nicht aber mit dem davon unabhängigen 
Teilprojekt “Stuttgart 21” erreicht. Die Bürgerbewegung für den Umstieg aus diesem Projekt wird 
mit zahlreichen  Aktivist/innen erneut nach Berlin anreisen, um auf dessen Scheitern aufmerksam 
zu machen.

Dabei erinnert Rechtsanwalt und Bündnissprecher Eisenhart von Loeper an den auf seine Klage hin 
geführten Prozess mit dem Kanzleramt, der in diesem Jahr klar den sachwidrigen Einfluss von 
dessen ehemaligem Chef Ronald Pofalla auf die wirtschaftlich unsinnige Weiterbau-Entscheidung 
des Bahn-Aufsichtsrates zu Stuttgart 21 belegt hatte. Bei den verantwortlichen Politiker/innen 
müssten nun alle Alarmglocken schrillen, weil der Bundesrechnungshof als oberste Kontrollinstanz 
diese Einflussnahme rüge und eindringlich vor weiterem staatlichem Versagen warne, wenn viele 
Milliarden Euro für das finanziell und rechtlich ungesicherte Projekt verschleudert würden.

Hervorragend findet von Loeper die Vorschläge zum “Umstieg 21”, die in der gleichnamigen 
Broschüre einer von Stuttgarter Bürger/innen gegründeten Arbeitsgruppe veröffentlicht sind. Auf 
Grundlage des inzwischen erreichten Bauzustandes werden darin sinnvolle und tatsächlich 
zukunftsfähige Pläne zur Umgestaltung vorgelegt. 

Nicht zukunftsfähig hingegen wäre die für S21 geplante unterirdische Haltestation mit ihrem 
sechsfach gegenüber den erlaubten Werten überhöhten Gefälle und den weit entfernten 
Fluchttreppenhäusern, die keinen wirksamen Brand- und Behindertenschutz böten. Diese 
gravierenden Mängel seien unvereinbar mit dem Schutz von Leben und Gesundheit der Menschen, 
dem das Grundgesetz höchsten Verfassungsrang verleihe. Gerade die politische Prominenz, die in 
anderen Bereichen so gerne den Konsens für Werterhalt und Verfassungstreue beschwöre, müsse 
nun auch vehement bei der Bahn darauf drängen, diese Maßstäbe in die Tat umzusetzen.

Das Aktionsbündnis ruft die Verantwortlichen der Bahn, die Bundesregierung und die S 21-
Projektpartner des Landes dazu auf, dieses Projekt aus der Sackgasse zu führen, aufeinander 
zuzugehen und sich in Verhandlungen anhand aller sinnvollen Vorschläge auf einen zukunftsfähigen
Umstieg zu verständigen. Die Parteien müssten sich politisch daran messen lassen, ob sie die Lage 
meistern könnten.
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